
Richtlinien für den Brandschutz in Rauchgas­
Entschwefelungs-Anlagen (REA) 

Großbrände in Rauchgasentschwefe­
lungsanlagen verursachten während der 
Montage- und Revisionsphase in den 
vergangenen sechs Jahren Schäden von 
bis zu 80 Mio. DM. 

Die Brandserie begann am 7. 1. 1987 
im Braunkohlekraftwerk Neurath bei 
Aachen. Ein Schweißer setzte die Innen­
gummierung eines der drei Absorber 
während der Errichtungsphase in Brand. 
Die Schadenhöhe einschließlich der 
Bergungs-,Aufräumungs-und Abbruch­
kosten sowie der chemischen Sanie­
rung und Wiederherstellung betrug ca. 
70 Mio.DM. 

Im Sommer des gleichen Jahres 
folgte der Totalschaden der gesamten 
Rauchgasreinigungsanlage im Müll­
heizkraftwerk in Wien-Spittelau mit 
einer Schadenssumme von ca. 80 Mio. DM. 
Als Ursache wird ein umgestürzter 
1000-Watt-Baustellenstrahler vermutet, 
der durch Strahlungswärme Bauteile aus 
Polypropylen zündete (Bild 1 Titelbild). 

1988 ereignete sich ein Brandschaden 
im Absorber des braunkohlebefeuerten 
Heizkraftwerkes Offleben bei Helm­
stedt, wiederum verursacht durch 
Schweißarbeiten. Die herunterfallenden 
Schweißperlen setzten hier Füllkörper 
aus Polypropylen in Brand. Die Schaden­
höhe mit ca. 3 Mio. DM war vergleichs­
weise bescheiden (Bild 2). 

Sachschäden von ca. 40 Mio. DM 
waren die Bilanz eines Großbrandes im 
Erweiterungsbau der Müllverbren­
nungsanlage Darmstadt im Juni 1989. 
Den Flammen und den Rauchgasen fie­
len die Waschtürme, die Installation tUr 
die Wasseraufbereitung und die Stahl­
skelettkonstruktion zum Opfer. Auch 
hier setzten Schweißperlen auf der Bau­
stelle gelagerte Füllkörper aus Polypro­
pylen und andere Kunststoffe in Brand 
(Bild 3). 

Im Dezember 1990 wurde diese 
Brandserie in der REA im Müllheiz­
kraftwerk München Nord fortgesetzt. 
Auch hier wurden Kunststoffbauteile 
und Füll- bzw. Rieselkörper aus Polypro­
pylen während der Bauphase, vermut­
lich durch einen Halogen-Baustellen­
strahler, gezündet. Die Schadenhöhe 
wird mit ca. 50. Mio. DM beziffert. 

Der bisher letzte Großschaden traf 
das VKR Gelsenkirchen im August 
1993. Er ereignete sich im Anschluß an 
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eine Revisionsphase innerhalb der REA. 
Die Schadenursache und -höhe waren 
bei Redaktionsschluß noch nicht 
bekannt, jedoch dürfte der Umfang des 
Schadens eine Größenordnung von weit 
über 50 Millionen DM annehmen 
(Bild 4). 

Nach dem Bundesimmissionsschutz­
gesetz (BimSchG) mit seiner Großfeue­
rungsanlagenverordnung (G FAVO) 
müssen seit dem 01. 07.1988 Kraftwerke 
mit Rauchgasentschwefelungsanlagen 
betrieben werden. Bei der Rauchgasent­
schwefelung hat sich das Naß- bzw. 
Sprühabsorptionsverfahren mit Kalk­
steinwäsche durchgesetzt, so daß die 
überwiegende Anzahl der kohlebefeuer-

Bild 2 

Bild 3 

Bild 4 

ten Kraftwerke und Müllverbrennungs­
anlagen mit dieser Verfahrenstechnik 
ausgerüstet sind. 

Auf Grund dieses Naßverfahrens ist 
das Gefahrenpotential in der eigentli­
chen Rauchgaswäsche während des 
Betriebes gering. Dieses kann sich erst 
während der Montage- sowie während 
der Stillstands- bzw. Wartungs- und Revi­
sionsphasen entfalten. 

Das Gefahrenpotential während die­
ser Phasen ist gekennzeichnet : 

durch eine hohe verfahrens- und 
anlagen spezifische Brandbelastung, 
zum Beispiel 
- innengummierter Absorber 
- Absorber aus glasfaserverstärkten 

Kunststoffen (GFK) 
- innenbeschichteter Reingaska-

näle, GFK-Liner 
- Kunststoffeinbauten in REA und 

Kühlturm 
- gummierte beziehungsweise aus 

Gummiwerkstoffen bestehende 
Kompensatoren und Rohrleitun­
gen 
Füllkörper, auch Rieselkörper 
genannt, aus Polyethylen (PE) 
und Polypropylen (PP) 

b) durch eine erhöhte Brandlast wäh­
rend der Montage sowie späterer War­
tungs- und Reparaturmaßnahmen 
durch zusätzliche Stoffe wie zum Bei­
spiel 

brennbare Gerüsteinbauten 
- Abdeckfolien 
- Verpackungsmaterialien 
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- lösemittelhaltige Kleber und 
Laminate 

- Bevorratung von brennbaren Flüs­
sigkeiten und für den Einbau 
bestimmten brennbaren Materia­
lien in der Anlage 

c) durch Zündquellen wie 
- Schweiß, Brennschneid- und son­

stige Feuerarbeiten 
Heizgeräte, zum Beispiel Heiz­
strahler 
Beleuchtungskörper 
elektrische Anlagen 
Rauchen. 

Dieses Gefahrenpotential, zusam­
men mit einer kompakten und großvolu­
migen Bauweise und oft unkontrollier­
baren Brandausbreitung sowie hoher 
Abbrandgeschwindigkeit und intensiver 
Rauchentwicklung, bietet alle Vorausset­
zungen für einen Großschaden. 

Die Großbrände und die daraus resul­
tierenden Erkenntnisse veranlaßten den 
Verband der Sachversicherer (VdS) eine 
"Richtlinie für den Brandschutz in REA" 
zu erarbeiten. 

Parallel zum VdS hat sich auch die 
Vereinigung der Großkraftwerksbetrei­
ber (VG B) dieses Themas angenommen 
und vor ca. 2 Jahren ein Merkblatt her­
ausgebracht mit dem Titel "Brand­
schutzmaßnahmen in Rauchgasreini­
gungsanlagen". Darüber hinaus wurde 
1987 von der Berufsgenossenschaft für 
Feinmechanik und Elektrotechnik eine 
Arbeitsschutzrichtlinie mit dem Titel 
"Sicherheitsregeln für Rauchgasreini­
gungsanlagen " veröffentlicht. 

Die VdS-Richtlinie betrachtet aus­
schließlich die Entschwefelungsanlage, 
während die Richtlinie der VG Bund 
BG sich auf Rauchgasreinigungsanla­
gen generell beziehen und Peripheranla­
gen mitberücksichtigen, z. B. die 
Ammoniaklagerung. Der Arbeitskreis 
des VdS hielt dieses nicht für erforder­
lich, da derartige Anlagen durch andere 
Gesetze und Regelwerke ausreichend 
abgedeckt werden; z. B. durch die TRD 
450-452 ,,Anlagen zur Lagerung von 
druckverflüssigtem Ammoniak". 

Die VdS-Richtlinien sind in zwei 
Hauptabschnitte unterteilt: 

Teil "A" behandelt grundsätzliche 
Brandschutzanforderungen an REA; 

Teil "B" betrifft zusätzliche Maßnah­
men bei der Errichtung und Instandhal­
tung von REA. 

Teil A beinhaltet: 
- Bauliche Brandschutzmaßnahmen 
- Bauliche und räumliche Trennung 

zwischen REA und Nachbaranlagen 
- Brandabschnittsbildung innerhalb 

der Anlagen 
- Branderkennung und BrandmeI­

dung 
- Feuerlöscheinrichtungen für den 

manuellen Löscheinsatz 
- Löschwasserversorgung 

- Betriebsfeuerwehr 
- Automatische Feuerlöschanlagen 
- Löschwasser -Rückhaltesystem 
- Rauch- und Wärmeabzugsanlagen 
- Blitzschutzanlagen und 
- Organisatorische Brandschutzmaß-

nahmen 
Auf die einzelnen Punkte wird hier 

nicht näher eingegangen. Sie sind natur­
gemäß im wesentlichen inhaltsgleich 
mit anderen Richtlinien des VdS, da sie 
den klassischen Brandschutz betreffen. 

Zum Beispiel: Verwendung von aus­
schließlich nichtbrennbaren Baustoffen 
für die Gebäudekonstruktion, F 90-Aus­
führung tragender Bauteile, Trennung 
der Betriebsräume, Kabelkanäle, Kabel­
keller, Läger durch feuerbeständige 
Wände oder Brandwände.Automatische 
Brandrneideanlagen in allen elektri­
schen Betriebsräumen, Kabelkanälen, 
Pumpemäumen und in Anlagen der 
Prozeßleittechnik. 

Über das Thema "Bauliche und räum­
liche Trennung", die hier ja keine tarifie­
rungstechnische Bedeutung hat, mit 
Ausnahme für die PML-Schätzung 
(Properly Maximal Lost), hat der 
Arbeitskreis lange diskutiert. Folgender 
Kompromiß wurde erzielt: 

Bei einer nachträglichen Installation 
von REA in vorhandene Kraftwerks­
und Müllverbrennungsanlagen ist eine 
räumliche beziehungsweise bauliche 
Trennung oft nicht möglich. Dies führt 
in der Regel zu einem kompakten Anla­
genverbund. Bei neu zu errichtenden 
Anlagen ist anzustreben, zwischen 
Kraftwerk und der REA eine räumliche 
oder bauliche Trennung zu schaffen. 

Als räumliche Trennung ist in Abhän­
gigkeit des Gefahrenpotentials und der 
Anlagenhöhe ein Mindestabstand von 
20 m zwischen REA und benachbarten 
Bereichen erforderlich. 

Bei Kompaktanlagen ist eine bauli­
che Trennung zwischen REA und 
benachbarten Bereichen durch eine 
Brandwand vorzusehen. 

Die Anwendungsbereiche für Sprink­
leranlagen sind Lagerräume, Werkstät­
ten, Kompressoremäume, Kabelkanäle, 
Kabelkeller. Sprühwasserlöschanlagen 
bieten sich an für Schmierstoff- und 
Öllager, Bereiche mit Ölhydraulikanla­
gen, Öl-Transformatoren und Kabelka­
näle. CO2-Löschanlagen werden für die 
klassischen Bereiche der elektrischen 
und elektronischen Einrichtungen emp­
fohlen. 

Der überwiegende Teil von Störfällen 
- und damit auch von Bränden - ist, 
wenn man in die Erforschung der eigent­
lichen Ursachen tiefer einsteigt, über­
wiegend auf menschliches Versagen und 
Fehlverhalten zurückzufuhren. Es wird 
daher größter Wert auf die organisatori­
schen Brandschutzmaßnahmen gelegt 
wie z. B. 
- brandschutztechnisch gerechte Lage­

rung von gefährlichen Stoffen 
- Bewachung des Betriebes 

- Durchführung von Kontrollgängen 
und Installation eines Stechuhrensy­
stems 

- Einführung von Arbeitserlaubnis­
scheinen, z. B. schriftliche Schweiß­
Erlaubnis 

- Kontrolle von Fremdfirmen bei der 
Ausführung von Reparaturarbeiten 
und deren Integration in die Sicher­
heitsorganisation 
Erstellen eines Feuerwehrplanes und 
eines betrieblichen Alarm- und 
Gefahrenabwehrplanes 

- Einrichtung einer Betriebsfeuerwehr 
- Zusammenarbeit mit der öffentli-

chen Feuerwehr und anderen Hilfs­
institutionen 

- Kennzeichnung von Brandschutz­
einrichtungen und störfallrelevanten 
Betriebseinrichtungen 

- Regelmäßige Brandschutzschulung 
des Betriebspersonals. 

Der Teil B "Zusätzliche Maßnahmen 
bei der Errichtung und Instandhaltung 
von REA" konzentriert sich im wesentli­
chen auf den eigentlichen Absorber, da 
in diesem Zeitraum das größte Gefah­
renpotential existiert. 

Dieser Teil ist untergliedert in: 
- Brandabschottungen 
- Branderkennung und -meldung 
- manuelle Brandbekämpfung 
- Brandbekämpfung durch Nutzung 

der Anlagentechnik 
- Organisatorische Brandschutzmaß­

nahmen während der Bau- und Revi­
sionsphase 
Neben den Brandschutzmaßnahmen 

für den REA-Betrieb ist es erforderlich, 
während der Montage und bei allen Still­
standzeiten im Zuge von Revisionen, 
Instandhaltungsarbeiten usw. weitere 
Maßnahmen zur Reduzierung der 
Brandgefahren und einer schnellen 
Brand- und ungehinderten Rauchaus­
breitung innerhalb der Anlage vorzuse­
hen. 

Unter Berücksichtigung der derzeit 
bestehenden Installationen, der techni­
schen Auslegungen und der Schadener­
fahrungen muß der "anlagenbezogene 
Brandschutz" aus einer Summe von 
Einzelmaßnahmen, zum Beispiel 
Brandabschottungen, Branderkennung 
und Brandbekämpfungseinrichtungen, 
bestehen. Eine Voraussetzung hierfür 
ist die gute Re- und Demontage dieser 
Brandschutzvorkehrungen. 

BrandabschotbEngen 
Vollwertige, stationär installierte 

Brandabschottungen im Sinne einer 
baulichen Brandabschnittsunterteilung 
(geprüfte und bauaufsichtlich zugelas­
sene Systeme) sind auf Grund der Größe 
und der Konstruktion der Anlage sowie 
aus verfahrenstechnischen Gründen für 
die im Betrieb befindlichen REA in der 
Regel schwer nachrüstbar. 
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Zumindest für bestehende Anlagen 
wird es auch zukünftig erforderlich sein, 
für den Zeitraum der durchzuführenden 
Revisionen usw. Brandabschottungen 
zwischen einzelnen Anlagenbereichen 
einzurichten und vor der Wiederinbe­
triebnahme der REA zu demontieren. 
Als Brandschott mit Feuerwiderstands­
charakter sind folgende Systeme zu emp­
fehlen: 
- Stahlrahmengerüst mit feuerbestän­

diger Beplankung. 
- Stahlplatte mit Berieselungsein­

richtung (Wasserbeaufschlagung 
15 mm/min, automatische Auslö­
sung mittels Anreger-Rohrnetz). 

Für die Installation derartiger Brand-
schotts sind folgende Einbauorte zu 
empfehlen: 
- Eingang Rohgaskanal/REA am letz­

ten Kompensatorspalt 
- Ausgang REAlReingaskanal am 

ersten Kompensatorspalt 
- Eingang/Übergang Reingaskanal/ 

Naturzugkühlturm oder Kamin. Das 
Brandschott sollte am Kompensator­
spalt Stahlkanal/ GFK-Kanal instal­
liert werden. 
Neben diesen grundsätzlichen Ein­

bau orten sind in Abhängigkeit der Anla­
genkonfiguration, ggf. nachgeschalteter 
DENOX-Anlage, Filteranlage, Reingas­
vorwärmer usw. weitere Brandschottin­
stallation im Zuge von Revisionen vor 
und nach den jeweiligen Anlagen bezie­
hungsweise Komponenten zu empfeh­
len. 

Branderkennung 
Die zweckmäßige Innenüberwa­

chung von Absorber und Rauchgaska­
nälen ist von den räumlichen und 
betrieblichen Gegebenheiten abhängig 
zu machen (zum Beispiel Klimabe­
reiche, eingezogene Zwischenbühne). 
Es haben sich Brandmeldeanlagen 
mit Ionisationsrauchmeldern bewährt. 
Innerhalb eines Absorbers sind Über­
wachungsebenen zu bilden, deren 
Abstandsbemessung sich weitgehend an 
den Voraussetzungen der Einbauten ori­
entieren sollten. Der vertikale und hori­
zontale Abstand der Melder sollte acht 
Meter und die maximale Überwa­
chungsfläche 60 m2 nicht überschreiten. 

In gradlinig verlaufenden Kanälen 
können Melder nach dem Sender-/ 
Empfängerprinzip (Lichtschranken­
prinzip) während der Revision und wäh­
rend durchzuführender Reparaturarbei­
ten installiert werden. Im Gegensatz 
zum "Punktmelder" ist das hier als 
geeignet anzusehende flächen-/raumab­
deckende Melderprinzip durch seine für 
diesen Anwendungszweck einfache 
Installation und die weitgehende Fehl­
alarmsicherheit zu bevorzugen. 

Wasser 

Rleselkörper (PE o. PP) 

Rohgas-Kanal 

frische 
Wasch-SuspensIon 

Reingas-Kanal 

Brandschott 

Sumpf 

Prinzip eines Rauchgasabsorbers 
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Brandbekämpfung 
Im Sinne eines geeigneten anlagenbe­

zogenen Brandschutzes ist über die 
Brandabschottung und Brandfrüherken­
nung hinaus die Installation von Brand­
bekämpfungseinrichtungen für die 
Beherrschung eines Entstehungsbran­
des, insbesondere im Bereich der 
beschichteten Rauchgaskanäle und des 
Absorbers, unabdingbar. Die in der 
Mehrzahl der Fälle weitgehensi be­
schränkten Brandbekämpfungsmög­
lichkeiten von außen sind deshalb durch 
geeignete de-Iremontierbare mobile 
Löscheinrichtungen zu kompensieren, 
z. B. durch Hydroschilder. Alternativ 
sind anlagentechnisch bereits vorhan­
dene Sprüh-/Berieselungseinrichtungen 
für die Brandbekämpfung zu nutzen. 
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Manuelle 
Brandbekämpfung 

Dem Baufortschritt entsprechend, 
müssen in den Treppenräumen Lösch­
wassersteigleitungen mit Entnahmestel­
len auf jeder Nutzungsebene unmittel­
bar neben der Treppenraumtür einge-

baut und betriebsbereit gehalten wer­
den. 

Vor Beginn von Innengummierungs­
arbeiten beziehungsweise Beschich­
tungsarbeiten müssen alle Löschein­
richtungen wie Steigleitungen, Wandhy­
dranten betriebsbereit sein, und Feuerlö­
scher sind in ausreichender Zahl vorzu­
halten. 
Wi;~;~jj~ 

Nutzung der Anlagen­
technik; 
Schutz des Absorbers 
und der Reingaskanäle 

Im Hinblick auf Löschmaßnahmen 
im Absorber ist in Abhängigkeit von der 
Verfahrenstechnik zu prüfen, welche sta­
tionären beziehungsweise halbstationä­
ren Löschanlagen einsetzbar sind. 
Dabei können berücksichtigt werden: 
- vorhandene Notbedüsungsebenen, 

Sprühabsorptionsebenen oder auch 
- Sprüheinrichtungen der Tropfenab­

scheider. 
Es wird empfohlen, im Rahmen von 

Stillstandzeiten u. a. auch zur Revision 
und Instandhaltung die Suspensions­
pumpenanlagen so in Betrieb zu halten, 
daß die oberste Sprühebene mit Wasser 
oder Suspension betrieben werden kann. 
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Des weiteren ist anzustreben, die Not­
bedüsungsebenen oder Sprüheinrich­
tungen der Tropfenabscheider soweit 
wie möglich in Funktion zu erhalten. 
Alternativ kann über das Feuerlösch­
netz direkt oder über entsprechend 
installierte C-Kupplungsanschlüsse von 
der Feuerwehr unmittelbar vor Ort Was­
ser eingespeist werden. 

Die Möglichkeiten der Brandbe­
kämpfung innerhalb der Reingaskanäle 
können sich auf Grund der geometri­
schen Form und Größe außerordentlich 
schwierig gestalten. Es sind daher ver­
schiedene Brandbekämpfungsmöglich­
keiten zu prüfen und eine geeignete aus­
zuwählen: 
- innerhalb der beschichteten Reingas­

kanäle werden mobile Sprühwasser­
Löscheinrichtungen mit Auslösung 
über Anregerrohrnetz oder über eine 
Brandrneideanlage installiert 
(Löschwasserbeaufschlagung min­
destens 10 mm/min); 

- alternativ kann bei der Brandbe­
kämpfung Leicht- oder Mittel­
schaum eingesetzt werden, wozu 
Schaumlöschgeräte an den Mannlö­
chern beziehungsweise Revisionsöff­
nungen bereitzuhalten sind. Hierzu 
kommen Leichtschaumgeneratoren 
oder Mittelschaurnrohre infrage. 
Werden Einzelabschnitte in den Rein-

gaskanälen durch Stahlplatten mit 
Berieselungseinrichtung untereinander 
getrennt, so sollte die Wasserbeaufschla­
gung mindestens 15 mm/min betragen 
und über eine automatische Auslösung 
mittels Anregerrohrnetz oder Brandmel­
deanlage verfugen. 

m:8jt jt 8 j 88t8:8:t8[tjd t~j: cc;U;cBU:cBUc 

Organisation 
Eine der wesentlichsten Brandschutz­

maßnahmen ist die Sicherheitsorganisa­
tion bzw. das Sicherheitsmanagement. 
Nicht nur in Rauchgasreinigungsanla­
gen, sondern in allen Industriebranchen 
bestehen erfahrungsgemäß erhebliche 
Brandrisiken während der Rohbau- und 
Instandhaltungsphase. Größere Men­
gen an brennbaren Verpackungsmateria­
lien und Bauteilen, Hilfskonstruktionen 
und Stellagen aus Holz, vermehrter Ein­
satz von Fremd- und Hilfspersonal ohne 
Risikokenntnisse, das Aufstellen von 
Leichtbauten aus Holz, die vermehrte 
Durchfiihrung von Schweiß- und Trenn­
schleifarbeiten, Hektik und Desorgani­
sation, Termindruck und andere Fakto­
ren erhöhen naturgemäß das Gefahren­
potential. 

Rechtzeitig vor Beginn der Bauarbei­
ten ist daher gemeinsam durch Auftrag­
geber und Auftragnehmer eine Brand­
schutzordnung in Verbindung mit der 
Baustellenordnung aufzustellen, die den 
ausführenden Firmen auszuhändigen 
ist und als Vertragsgrundlage dienen 
sollte. Verstöße gegen die Brandschutz-

vorschriften sind disziplinarisch, z. B. 
durch Verweis von der Baustelle, zu ahn­
den. 

Einrichtung der Baustelle 
Zu den Vorbereitungsarbeiten zählt 

bereits das Aufstellen und Einrichten 
von Bauunterkünften. Behelfsbauten; 
vor allem solche aus brennbaren Bau­
stoffen, sind in ausreichenden Abstän­
den zu bestehenden Kraftswerks-Berei­
chen (30 m) und untereinander (20 m) 
anzuordnen, um im Brandfall einer 
Brandausbreitung vorzubeugen und für 
die Feuerwehr genügend Bewegungsflä­
chen sicherzustellen. 

Bei Aneinanderreihung von Barak­
ken ist mindestens alle 30 m eine über 
Dach und über die Seitenwand geführte 
Brandwand vorzusehen. Auf keinen Fall 
dürfen fliegende Bauten unterhalb von 
Rohr-, Bandbrücken und Kabelstraßen 
aufgestellt werden. 

Läger für brennbare Flüssigkeiten 
und Gase sind ebenfalls in ausreichen­
dem Abstand von bestehenden Kraft­
werksbereichen sowie zu den Behelfs­
bauten einzurichten und als solche zu 
kennzeichnen. Das gleiche gilt sinnge­
mäß für Bereiche zur Lagerung von 
brennbaren Einbauteilen. 

Die REA-Baustelle ist gegen Zutritt 
von Unbefugten einzufrieden (zum Bei­
spiel Sicherheitszaun). Der Zugang muß 
ständig bewacht werden. 

Entsprechend einem genau einzuhal­
tenden Zeitplan ist sicherzustellen, daß 
vor Beginn von Auskleidungs- und 
Beschichtungsarbeiten alle Sicherheits­
rnaßnahmen, die mit Brennschneid-, 
Trennschleif-, Schweiß- und Lötarbeiten 
verbunden sind, getroffen wurden. 
Schweiß- und Brennschneidarbeiten im 
Bereich von "Nahtstellen" bedürften 
besonderer Aufmerksamkeit und 
Genehmigung durch die Kraftwerkslei­
tung. Grundsätzlich sollte ein schriftli­
ches Freigabeverfahren eingeführt wer­
den. 

Die nicht zu den unmittelbaren 
Arbeitsverfahren zu rechnenden mobi­
len Brandlasten sind in den Arbeitsbe­
reichen gering zu halten und ggf. zu ent­
fernen. Hierzu zählen Arbeitshilfen wie 
Gerüste, Verkleidungen, Holz, Textilien 
und Kunststoffe, ebenso brennbare 
Hilfsstoffe zur Verklebung und 
Beschichtung wie Kleber und Lösemit­
tel. Letztere sollten nur bis max. 1/2 
Tagesbedarf in den Arbeitsbereichen 
vorrätig sein. Alle anderen "Vorräte" sind 
in sicheren Abständen zur Baustelle 
(mindestens 20 m) zu lagern. Kleberund 
Lösemittelgebinde sind in Auffangwan­
nen zu lagern. 

Gerüste und Arbeitsbühnen sollten 
aus nichtbrennbaren Materialien beste­
hen (Stahl, Aluminium). Brennbare 
Schal- und Gerüstebauteile sind nur in 

Ausnahmefillen zu dulden. Wird aus 
Gründen des Witterungsschutzes ein 
Verkleiden von Arbeitsplätzen oder 
-bereichen erforderlich, sind hierzu 
nichtbrennbare Abdeckungen der Bau­
stoflklasse A zu wählen (zum Beispiel 
Planen aus mineralischen Fasern). 

Die einzelnen Gewerke (Fachfirrnen) 
haben sich vor Aufnahme der Arbeiten 
gemeinsam mit der Bauleitung vom ord­
nungsgemäßen Zustand ihres Arbeits­
bereiches zu überzeugen und die 
Abgrenzungen zum jeweiligen Nachbar­
gewerk festzustellen. Brandschutztech­
nische Mängel sind vor Arbeitsauf­
nahme schriftlich festzuhalten. Die 
sofortige Mängelbeseitigung ist von der 
Bauleitung zu veranlassen und zu bestä­
tigen. Ebenfalls schriftlich festzuhalten 
ist der Umfang der erforderlichen Lösch­
hilfe. Unabhängig von der Eigenverant­
wortung der jeweiligen Fachfirrnen ist 
von der Bauleitung, im Einvernehmen 
mit der Betriebs-lWerkfeuerwehr und 
der zuständigen Brandschutzbehörde, 
die Mitwirkung der öffentlichen Feuer­
wehren anzustreben und ein Alarm- und 
Einsatzplan zu erstellen. 

Gummierungs-, 
Beschichtungs- und Ver­
klebearbeiten 

Folgende Regelungen sind insbeson­
dere bei Gummierungsarbeiten einzu­
halten : 
- Unter Berücksichtigung beziehungs­

weise der Voraussetzung eines weit­
gehend geschlossenen Absorbers 
während der Gummierungsarbeiten 
muß als unmittelbare Explosions­
schutzzone ein Umkreis von 2 Meter 
um den Behälter herum festgelegt 
werden. 

- Auf allen Ebenen ist die Sicherheits­
zone auf einen Umkreis von 10 m aus­
zudehnen. 

- Die Schutzzone bei Schweißarbeiten 
sollte mit einem Umkreis von min­
destens 30 m angesetzt werden. 

- In Behältern und Rohrleitungen 
muß durch eine ausreichende Lüf­
tung dafür gesorgt werden, daß ein 
zündfähiges Lösemittel-Luftge­
misch nicht erreicht wird. 

- Die Be-/Entlüftung muß so ausge­
legt sein, daß 50 % der unteren Explo­
sionsgrenze (UEG) nicht überschrit­
ten werden. Diese Maßnahme muß 
durch kontinuierliche Messung mit 
einem Explosimeter überwacht und 
von der aufsichtsfiihrenden Person 
kontrolliert werden. 

- Behälter, Apparate oder Gegen­
stände, die sich elektrostatisch aufla­
den können, müssen zur Vermei­
dung zündfähiger Entladungen geer­
det werden. Dies ist insbesondere in 




